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	zÖffentliche Aufträge
Stichtag 01.07.2026: Vergabebeschleunigungsgesetz kann wie 
gewohnt in Kraft treten

Der Bundesrat hat am 08.05.2026 dem Gesetz für eine beschleunigte  
Vergabe öffentlicher Aufträge zugestimmt. Mittlerweile – konkret am 18.05. 

– ist es auch im Bundesgesetzblatt (BGBL.) veröffentlicht worden. Das  
Vergabebeschleunigungsgesetz kann damit zum 01.07.2026 in Kraft treten.

Hintergrund — Das Gesetz hat das Ziel, die Vergabe öffentlicher Aufträge 
(Volumen im dreistelligen Milliardenbereich) einfacher, schneller und flexibler 
zu gestalten. Es sieht u. a. vor, die Wertgrenze für Direktaufträge von 15.000 
Euro dauerhaft auf 50.000 Euro anzuheben. Der Grundsatz der Teillosbildung, 
wonach größere Aufträge auf mehrere Auftragnehmer aufgeteilt werden, um 
kleinen und mittelständischen Unternehmen die Teilnahme am Wettbewerb 
zu ermöglichen, bleibt erhalten. Neu sind einige Ausnahmen von diesem Prin-
zip. So ist eine Gesamtvergabe künftig nicht nur zulässig, wenn wirtschaftliche 
oder technische Gründe dies erfordern. Sie steht Auftraggebern vielmehr auch 
dann offen, wenn zeitliche Gründe die Gesamtvergabe erfordern, es sich um 
ein Infrastrukturvorhaben handelt und der geschätzte Auftragswert mindes-
tens das Doppelte des EU-Schwellenwerts erreicht oder überschreitet.

 ↘ WEITERFÜHRENDE HINWEISE
	y Gesetz zur Beschleunigung der Vergabe öffentlicher Aufträge → www.iww.de/s15684
	y PBP wird in der Juli-Ausgabe detailliert darauf eingehen, was sich für Planungsbüros, 
die sich um öffentliche Aufträge bewerben, durch das neue Gesetz ändert. Gerne kön-
nen Sie der Redaktion vorab Ihre Fragen stellen, die Sie bewegen. Mailen Sie diese ein-
fach an pbp@iww.de.

Ab 01.07. gelten für die  
Vergabe öffentlicher Pla-

nungsaufträge neue Regeln

	zÖffentliche Aufträge
Anforderungen an Referenzprojekte genau lesen – sonst droht 
der unwiderrufliche Ausschluss

Geforderte Referenzen über Planungsleistungen für einen Neubau unter  
Einhaltung bestimmter Mindestbaukosten können durch eine gemischte  
Referenz für ein Neu- und Umbauvorhaben nur dann nachgewiesen werden, 
wenn die Neu- und Umbaukosten darin getrennt ausgewiesen werden.  
Das hat die Vergabekammer (VK) Baden-Württemberg klargestellt. Die  
Entscheidung lehrt, wie wichtig es ist, Referenzvorgaben genau zu lesen und 
penibel zu erfüllen. „Nachbessern“ kann man nämlich nicht.

Im konkreten Fall ging es um die Qualitätssicherung der Lph 5 bis 8 für die 
Architektur bei einem Klinikbau. Gefordert war als Mindestreferenz der Nach-
weis von zwei Referenzprojekten für einen Neubau mit Mindestbaukosten von 
50 Mio. Euro brutto. Ein Bieter gab Referenzen an, die nur Gesamtbaukosten 
enthielten und nicht nach Neu- und Umbaukosten differenziert waren. Das 
kostete ihn die Auftragschance. Die entsprechenden Referenzen waren feh-
lerhaft. Fehlerhafte Unterlagen fehlen vergaberechtlich nicht und dürfen damit 
auch nicht nachgebessert werden (VK Baden-Württemberg, Beschluss vom 
13.04.2026, Az. 1 VK 15/26, Abruf-Nr. 254064).
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